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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über eine Aktion zur 
Umstrukturierung des Sektors der handwerklichen Küstenfischerei 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 2), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 des Rates 
vom 20. Oktober 1970 über die Einführung einer 
gemeinsamen Strukturpolitik für die Fischwirt- 
schaft*^) sieht in Artikel 10 Abs. 2 vor, daß gemein- 
same Maßnahmen beschlossen werden können, um 
die in Absatz 1 des gleichen Artikels genannten 
Ziele zu verwirklichen, sofern diese sich auf die 
Ziele von Artikel 39 Abs. 1 Buchstabe a des Ver- 
trages beziehen. Diese gemeinsamen Maßnahmen 
können vom Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abteilung 
Ausrichtung, nach Artikel 1 Abs. 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik^), zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 2788/72^), finanziert werden. 

Eine Aktion für die Umstrukturierung des Sektors 
der handwerklichen Küstenfischerei ist notwendig 
geworden, um den Erforderrnissen der gemein- 
samen Fischereipolitik zu entsprechen und insbe- 
sondere die wachsenden Schwierigkeiten dieses Sek- 
tors, die hauptsächlich auf strukturelle Gründe zu- 


rückzuführen sind, zu überwinden. Diese Schwierig- 
keiten sind Ursache für die rückläufigen Einkom- 
men der Betriebe, die häufig Familienbetriebe sind, 
und verhindern eine angemessene technische und 
wirtschaftliche Erneuerung der Produktionsmittel 
und der davon abhängigen Einrichtungen. 

Eine solche Aktion kann durch den Ausbau der 
Zucht von Fischen, Krebs- und Weichtieren in Salz- 
oder Brachwasser erleichtert werden. Daher muß 
besonders im Hinblick auf die Umstellung der See- 
fischer auch dieser Tätigkeitszweig von der Aktion 
erfaßt werden. 

Um den Betroffenen die Möglichkeit zu geben, die 
Investitionen, für welche ein Zuschuß aus dem 
EAGFL gewährt wird, auf rationelle Weise zu 
nutzen, kann es sich als empfehlenswert erweisen, 
daß sich der Fonds auch an Forschungsvorhaben im 
Bereich der Fischerei oder der Fischzucht sowie an 
der beabsichtigten Berufsweiterbildung der See- 
fischer beteiligt, sofern diese Vorhaben durch Ver- 
bände der genannten Betroffenen durchgeführt 
werden. 

Sollen eine technisch und wirtschaftlich angemes- 
sene Umstrukturierung der Erzeugungstätigkeiten 
der Unternehmen des betreffenden Sektors erreicht 
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und gegebenenfalls Verarbeitungs- oder Vermark- 
tungstätigkeiten dieser Unternehmen ausgebaut 
werden, so setzt die Beteiligung des EAGFL die 
Verabschiedung eines regionalen Mehrjahrespro- 
gramms durch die Kommission voraus, das ihr von 
dem betreffenden Mitgliedstaat vorzulegen ist. Diese 
Programme müssen der Kommission einerseits die 
Möglichkeit geben, die strukturelle Lage der ver- 
schiedenen Meeresgebiete der Gemeinschaft und 
andererseits den Planungsrahmen der Strukturpoli- 
tik der einzelnen Mitgliedstaaten mit den Produk- 
tionszielen und den Mitteln hierfür zu beurteilen. 

Um der Kommission zu gestatten, eine Analyse 
der vorgesehenen Umstrukturierungsmaßnahmen 
vorzunehmen und eine wirksame Zusammenfassung 
der Projekte für Investitionsvorhaben zu gewähr- 
leisten, sollten diese Vorhaben nach Maßgabe ihrer 
Bedeutung für die Durchführung des Programms zu 
einer Entwicklungsaktion zusammengefaßt werden. 

Es ist zur Verwirklichung einer zusammenhängen- 
den Strukturpolitik zweckmäßig, im Rahmen eines 
mehrjährigen regionalen Programms gewisse Priori- 
täten, in deren Genuß die für die Verwirklichung von 
Entwicklungsaktionen Betroffenen gelangen können, 
vorzusehen. Diese Prioritäten werden je nach ihrer 
Auswirkung auf die Verwirklichung der Zielsetzung 
des mehrjährigen regionalen Programms aufgestellt, 
insbesondere je nach Lösung der Hauptprobleme, 
die sich in den betroffenen Gebieten, deren Fische- 
reitätigkeit einen wirtschaftlichen Nachteil erleiden 
könnte, stellen oder stellen könnten. 

Die Einrichtungen müssen, um einen Zuschuß aus 
dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
erhalten zu können, bestimmten technischen Merk- 
malen und bestimmten Wirtschafts- und Sicherheits- 
bedingungen entsprechen, die insbesondere die 
Möglichkeit bieten, eine dauerhafte Rationalisierung 
der Strukturen und die Verbesserung der Lebens- 
und Arbeitsbedingungen der Bevölkerungsgruppen, 
die von dem fraglichen Sektor leben, zu gewähr- 
leisten. 

Zur Überwindung von in bestimmten Gebieten der 
Gemeinschaft vorhandenen oder möglicherweise 
vorhandenen besonderen Situationen, die infolge 
von Überfischung der Fischgründe, der Einführung 
von Fangquoten oder der Verschmutzung der Meere 
entstanden sind, sollten die Mitgliedstaaten aufge- 


fordert werden, eine Regelung zur Förderung der 
Einstellung der Tätigkeit mit Vergütungen an die 
Seefischer, deren Alter eine angemessene Umstel- 
lung im Fischereisektor nicht ermöglicht, und mit 
Pauschalprämien an Seefischer, die ihre alten Fahr- 
zeuge an Abwrackunternehmen veräußern, einzu- 
richten. 

Ein Zuschuß des Fonds in Form einer Kapitalsub- 
vention in Höhe von höchstens 25 v. H. des Investi- 
tionsbetrags stellt eine angemessene Beteiligung an 
der Durchführung des jeweiligen Vorhabens dar. 

Um zwischen der finanziellen Beteiligung der 
Gemeinschaft und der des Mitgliedstaates ein 
Gleichgewicht herzustellen, darf die Beteiligung des 
Mitgliedstaats eine bestimmte Schwelle nicht unter- 
schreiten. 

Die Einhaltung der anläßlich der Gewährung des 
Fondszuschusses gestellten Bedingungen durch die 
Beteiligten ist dadurch sicherzustellen, daß ein wirk- 
sames Kontrollverfahren und die Möglichkeit zur 
Aussetzung, Verminderung oder Aufhebung des 
Fondszuschusses vorgesehen werden. 

Für die Billigung der Programme und der Vor- 
haben sollte ein Verfahren für eine enge Zusam- 
menarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der 
Kommission im Rahmen des Ständigen Strukturaus- 
schusses für die Fischwirtschaft sowie bei den finan- 
ziellen Aspekten im Rahmen des Fondsausschusses 
nach Artikel 11 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 
vorgesehen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Um im Bereich der handwerklichen Küstenfischerei 
Bedingungen zu schaffen, die die Verwirklichung der 
Ziele von Artikel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 
2141/70 ermöglichen, beteiligt sich der Europäische 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft, Abteilung Ausrichtung, nachstehend „Fonds" 
genannt, an der Finanzierung der zu Entwicklungs- 
aktionen zusammengefaßten Vorhaben und an der 
Regelung zur Förderung der Einstellung der Fische- 
reitätigkeit im Rahmen der mehrjährigen Regional- 
programme. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 21. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des 
Bundeskanzleramts vom 16. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 -E-Ku 2/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 28. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 2 

Im Sinne dieser Verordnung sind: 

— „Regionales Mehrjahresprogramm", nachstehend 
„Programm" genannt, eine Gesamtheit von Ziel- 
setzungen mit einem Inventar über die Mittel 
für ihre Verwirklichung, mit dem die Entwick- 
lung und Umstrukturierung des Sektors der 
handwerklichen Küstenfischerei in einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten erreicht werden soll; 

— „Entwicklungsaktion", nachstehend „Aktion" ge- 
nannt, eine wirtschaftlich koordinierte Gesamt- 
heit von Vorhaben, welche der Mitgliedstaat aus- 
gewählt hat, um zur Verwirklichung des Pro- 
gramms beizutragen; 

— „Entwicklungsvorhaben", nachstehend „Vor- 
haben" genannt, jede Investition, welche auf die 
Umstrukturierung des Sektors der handwerk- 
lichen Küstenfischerei im Hinblick auf die Pro- 
duktions-, Verarbeitungs- und Vermarktungs- 
tätigkeiten für zum menschlichen Verbrauch be- 
stimmte Fischereierzeugnisse abzielt oder ge- 
gebenenfalls der Forschung und der beruflichen 
Weiterbildung der Seefischer dient, sofern diese 
Tätigkeiten sich aus strukturellen Änderungen 
ergeben, die durch die Durchführung des Pro- 
gramms bewirkt wurden. 

TITEL I 

Regionale Mehrjahresprogramme 

Artikel 3 

1. Die Programme werden von den Mitgliedstaaten 
erstellt und haben die im Anhang aufgeführten 
Angaben zu umfassen. 

2. Die Kommission prüft, ob mit Rücksicht auf die 
Fangmöglichkeiten und den Bedarf an den be- 
treffenden Erzeugnissen sowie auf die Erforder- 
nisse der gemeinsamen Fischereipolitik die Pro- 
gramme als Rahmen für die Vorlage von Ak- 
tionen dienen können, an deren Einzelvorhaben 
sich die Gemeinschaft finanziell beteiligen kann, 
sowie von Maßnahmen, mit denen die Einstel- 
lung der Berufstätigkeit gefördert wird. 

3. Innerhalb von acht Monaten nach Mitteilung des 
Programms, nach Anhörung des Ständigen Struk- 
turausschusses für die Fischwirtschaft und des 
Fondsausschusses hinsichtlich der finanziellen 
Seite, erläßt die Kommission nach dem in Artikel 
23 vorgesehenen Verfahren eine diesbezügliche 
Entscheidung, in der gegebenenfalls die ergän- 
zenden Bedingungen, die diese Programme zu 
(ufüllen haben, angegeben werden. 


TITEL II 

Aktionen und Vorhaben 

Artikel 4 

1. Die Entwicklungsaktionen bestehen aus einer 
Gesamtheit koordinierter Vorhaben, die von dem 
Mitgliedstaat nach Maßgabe ihrer Bedeutung für 
die Durchführung des jeweiligen Programms aus- 
gewählt werden. 

2. Der Mitgliedstaat legt der Kommission die Ak- 
tionen vor. Diese müssen umfassen: 

a) eine Wirtschaftsanalyse, aus welcher hervor- 
geht, daß zwischen den Vorhaben, aus denen 
eine Aktion besteht, einerseits und zwischen 
der Aktion und den Zielsetzungen des Pro- 
gramms andererseits ein angemessenes Ver- 
hältnis besteht. 

b) Die Anträge auf Zuschuß aus dem Fonds um- 
fassen: 

— bei jedem Produktions-, Verarbeitungs- 
und Vermarktungsvorhaben für Fischerei- 
erzeugnisse alle erforderlichen Elemente, 
um zu beurteilen, ob die Einrichtungen, 
für welche ein Zuschußantrag beim Fonds 
eingereicht wird, diese Aktivitäten unter 
besten Produktivitätsbedingungen gewähr- 
leisten; 

— für jedes einzelne Vorhaben über For- 
schung oder über berufliche Fortbildung 
alle erforderlichen Elemente, um zu be- 
urteilen, ob zwischen dieser und der An- 
schaffung der genannten Einrichtungen ein 
Zusammenhang besteht. 

Artikel 5 

Um über eine Beteiligung des Fonds zu beschließen, 
führt die Kommission eine wirtschaftliche Gesamt- 
bewertung jeder vorgelegten Aktion durch, wobei 
die in Artikel 6 vorgesehenen Kriterien berücksich- 
tigt werden. Sie unternimmt ferner eine gründliche 
Prüfung der Vorhaben, die Teil dieser Aktionen 
sind, wobei folgendes zu berücksichtigen ist: 

Sie müssen: 

— eine ausreichende Garantie hinsichtlich der wirt- 
schaftlichen Dauerwirkung der durchgeführten 
Strukturverbesserung bieten, 

— darauf abzielen, handwerkliche Küstenfischerei- 
unternehmen wirtschaftlich lebensfähig zu ge- 
stalten oder erhalten und die Verbesserung ihrer 
Rentabilität zu gewährleisten. 

Artikel 6 

Für die Beurteilung der ihr vorgelegten Aktionen 
stützt sich die Kommission insbesondere auf folgen- 
de Kriterien: 

a) Beitrag zur durch die gemeinsame Fischereipoli 
tik angestrebten Ausrichtung der Erzeugung; 
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b) Beitrag zur Verbesserung der Qualität der Er- 
zeugnisse oder zur besseren Verwertung von 
Abfällen; 

c) Vereinfachung der Interventionsmechanismen der 
gemeinsamen Marktorganisation, um eine bes- 
sere Anpassung der Fang-, Lagerungs-, Auf- 
machungs-, Verpackungs- oder Verarbeitungs- 
kapazitäten an die Marktbedürfnisse zu er- 
reichen; 

d) Beitrag zur Eröffnung neuer Absatzmärkte durch 
Fang, Aufzucht und Verwertung bestimmter 
Fischarten; 

e) Konzentrierung der Aktionen in Gebieten, die 
besondere Schwierigkeiten bei der Anpassung an 
die wirtschaftlichen Folgen von Maßnahmen der 
gemeinsamen Fischereipolitik haben könnten; 

f) Beitrag zur Verbesserung der Beschäftigungs- 
lage in der handwerklichen Küstenfischerei; 

g) Verbesserung der Arbeitsbedingungen, vor allem 
der Sicherheitsbedingungen, der betroffenen 
Arbeitnehmer; 

h) Einhaltung der Erfordernisse zum Umweltschutz; 

i) Beachtung der Verbraucherinteressen. 


Artikel 7 

Im Rahmen eines Programms werden Aktionen mit 

Vorrang behandelt, deren Vorhaben: 

a) zur Lösung von Schwierigkeiten beitragen, die 
sich aus der eventuellen Anpassung der Gemein- 
schaftsaktion, die aufgrund der Änderung des 
Seerechts notwendig geworden ist, ergeben, ins- 
besondere von Schwierigkeiten in bezug auf die 
Einrichtung eines Fangquotensystems in dieser 
Aktion; 

b) sich in den Gebieten und Zonen befinden, in 
denen die strukturellen Bedingungen der Fische- 
rei besonders ungünstig sind und zu deren Gun- 
sten sich der Europäische Fonds für Regionale 
Entwicklung gemäß Artikel 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 724/75 des Rates vom 18. März 1975 
über die Errichtung eines Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung^) beteiligen kann; 

c) im Rahmen der Tätigkeit der anerkannten Er- 
zeugerorganisationen oder ihrer Zusammen- 
schlüsse verwirklicht werden. 

Artikel 8 

1. Vorhaben, welche die in Artikel 9 vorgesehenen 
Einrichtungen betreffen, müssen, um für einen 
Zuschuß aus dem Fonds in Frage zu kommen, von 
den Begünstigten, die eine der nachstehenden 
Tätigkeiten ausüben, durchgeführt werden: 

— Fischereitätigkeit seit mindestens fünf Jahren, 
mit einem oder mehreren Fahrzeugen, die die 
Flagge eines Mitgliedstaates führen, auf dem 


Gebiet der Gemeinschaft registriert sind und 
eine Wasserlinienlänge von unter 24 m be- 
sitzen, 

— oder Fisch-, Krebs- und Weichtierzucht be- 
treiben. 

2. Die im Absatz 1 genannten Begünstigten 
müssen 

— falls es sich um natürliche Personen handelt, 
mindestens die Hälfte ihrer Gesamtarbeits- 
zeit für den Fischfang bzw. die Zuchttätigkeit 
einsetzen; 

— falls es sich um juristische Personen handelt, 
mindestens 85 v. H. ihres Gesamtumsatzes in 
der Fischereitätigkeit oder der Zucht er- 
reichen. 

3. Vorhaben betreffend die Forschung oder die be- 
rufliche Fortbildung, für welche ein Zuschuß aus 
dem Fonds in Anspruch genommen werden soll, 
müssen von einer Vereinigung der Begünstigten, 
die den Zuschuß aus dem Fonds beantragt haben, 
durchgeführt werden. Bei Forschungsvorhaben 
müssen deren Ergebnisse allen Interessierten in 
der Gemeinschaft zugänglich sein. 


Artikel 9 

Die sich auf ein Vorhaben beziehenden Einrichtun- 
gen müssen folgenden Bedingungen entsprechen: 

1. Für Fischereifahrzeuge 

a) bei Fahrzeugen, welche die Schleppnetz- 
Fischerei oder die Zugnetzfischerei (Snurr- 
wadenfischerei) betreiben und für polyvalente 
Fahrzeuge, 

— eine Wasserlinienlänge von mindestens 
12 m aufweisen, 

— ■ eine Einrichtung für die angemessene 
Haltbarmachung der Fänge aufweisen, 

— elektronische, Rundfunk und andere für 
die Ortung des Fisches und für die Sicher- 
heit der Mannschaft notwendige Anlagen 
besitzen, 

— gegebenenfalls den von der internatio- 
nalen IMCO-Konvention für Sicherheit 
gesetzten Normen entsprechen; 

b) bei Fahrzeugen, welche den Fischfang mit 
anderen als mit Schlepp- oder Zugnetzen 
(Snurrwaden) betreiben, 

— ■ eine Wasserlinienlänge zwischen 6 und 
12 m aufweisen, 

— gegebenenfalls den in der internationalen 
IMCO-Konvention gesetzten Sicherheits- 
normen entsprechen. 


«) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 21. März 1975, S. 1 
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2. Für die Ländeinrichtungen; 

— sicherstellen, daß ein ausgeglichenes Verhält- 
nis zwischen der Erzeugung der Fischerei- 
erzeugnisse, die zur Haltbarmachung, Behand- 
lung oder Verarbeitung bestimmt sind, und 
den vorgesehenen Kapazitäten - einschließ- 
lich gleichartiger Installationen auf dem 
Hoheitsgebiet, in dem das Programm zur An- 
wendung kommt - besteht; 

— eine Behandlungskapazität aufweisen, die 
ausreicht, um unter besten Rentabilitätsbedin- 
gungen die Haltbarmachung, Behandlung oder 
Verarbeitung der fraglichen Fischereierzeug- 
nisse durchführen zu können. 

3. Für die Aufzucht von Fisch-, Krebs- und Weich- 
tieren: 

— über eine ausreichende Kapazität verfügen, 
um eine dauerhafte Nutzung zum Zwecke der 
Vermarktung zu gewährleisten; 

— im Falle von Muschel- und Austernzuchten, mit 
geeigneten Installationen für die Reinigung 
der Erzeugnisse vor der Vermarktung ver- 
sehen sein. 

TITEL III 

Förderung der Einstellung der Fischereitätigkeit 

Artikel 10 

Sieht ein von der Kommission beschlossenes Pro- 
gramm wegen einer Überfischung der herkömm- 
licherweise befahrenen Fischgründe oder gegebe- 
nenfalls infolge der Einrichtung von Fangquoten, die 
in gemeinschaftlichem Rahmen festgesetzt sind, oder 
der Verschmutzung des Meeres die Einschränkung 
der Fischereitätigkeit vor, so kann der betreffende 
Mitgliedstaat eine Regelung zur Förderung der Ein- 
stellung der handwerklichen Küstenfischereitätigkeit 
treffen. 

Artikel 11 

1. Die in Artikel 10 vorgesehene Regelung zu- 
gunsten der in Artikel 8 Abs. 1 erster Gedanken- 
strich und Absatz 2 erster Gedankenstrich ge- 
nannten Begünstigten umfaßt: 

a) Bei natürlichen Personen, die Gewährung 
einer Jahresrente an Begünstigte zwischen 55 
und 65 Jahren, die dies beantragen und Zu- 
sagen, die Fischereitätigkeit endgültig einzu- 
stellen; 

b) bei natürlichen und juristischen Personen, die 
Gewährung einer Pauschalprämie an die Be- 
günstigten, die ihre mindestens 15 Jahre alten 
Fahrzeuge an Abwrackbetriebe verkaufen. 

2. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Vorsdiriften, damit den Begünstigten der in Ab- 
satz 1 Buchstabe a vorgesehenen Rente weder 


eine Verringerung der Sozialversicherungs- 
leistungen, die ihnen ohne Einstellung der 
Fischereitätigkeit zugestanden hätten, noch eine 
ungerechtfertigte Steigerung ihrer Beiträge an 
die Sozialversicherungskassen entsteht. 


TITEL IV 

Finanzielle und allgemeine Bestimmungen 


Artikel 12 

Die Gesamtheit der in dieser Verordnung vorge- 
sehenen Maßnahmen stellt eine gemeinsame Aktion 
im Sinne von Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 dar. 

Artikel 13 

Anspruch auf einen Zuschuß aus dem Fonds haben 
natürliche und juristische Personen, die in letzter 
Instanz die Finanzlast für die Durchführung des Vor- 
habens zu tragen haben. 

Artikel 14 

1. Die für die Durchführung der gemeinsamen 
Aktion vorgesehene Frist beträgt zehn Jahre. 

2. Nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung werden die 
Modalitäten vom Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion erneut überprüft. 

3. Die voraussichtlichen Gesamtkosten der gemein- 
samen Aktion zu Lasten des EAGFL betragen für 
die ersten fünf Jahre 118 Millionen Rechnungs- 
einheiten. 

KAPITEL I 

Finanzielle Bestimmungen zu Titel II 

Artikel 15 

1. Der Beitrag des Fonds besteht aus Kapital- 
zuschüssen, die in einer oder mehreren Zahlun- 
gen geleistet werden. 

2. Für jedes Vorhaben im Verhältnis zu der durch- 
geführten Investition: 

— dürfen die vom Fonds gewährten Kapitalsub- 
ventionen 25 V. H. nicht überschreiten. Außer- 
dem darf der vom Fonds den in Artikel 8 
Abs. 3 genannten Vorhaben gewährte Zu- 
schuß 5 V. H. die für die Projekte, die Teil 
der betreffenden Aktion sind, gewährten Ge- 
samtbeträge nicht überschreiten; 

— ■ muß die finanzielle Beteiligung des Begün- 
stigten mindestens 50 v. H. betragen. 
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3. Der Zuschuß des Fonds darf sich nicht auf Ver- 
marktungseinrichtungen des Einzelhandels be- 
ziehen. 

4. Der betreffende Mitgliedstaat beteiligt sich an 
der Finanzierung des Vorhabens; die vom Staat 
oder aus staatlichen Mitteln gewährten Beihilfen 
müssen mindestens 40 v. H. des vom Fonds ge- 
währten Zuschusses betragen und dürfen die in 

der Verordnung (EWG) Nr des Rates für 

die Festsetzung der Bedingungen zur Gewährung 
von einzelstaatlichen Beihilfen im Rahmen der 
gemeinsamen Strukturpolitik im Sektor der See- 
fischerei ■^) vorgesehenen Höchstbeträge nicht 
überschreiten. 

5. Die Beteiligung des Fonds darf die Wettbewerbs- 
bedingungen nicht in einer Weise beeinträch- 
tigen, die mit den in den Bestimmungen des Ver- 
trages auf diesem Gebiet vorgesehenen Prin- 
zipien unvereinbar sind. 

6. Die Kommission achtet darauf, daß die Tätig- 
keiten des Fonds mit denen der Europäischen 
Investitionsbank, des Europäischen Sozialfonds 
und des Fonds für regionale Entwicklung abge- 
stimmt werden. 

Artikel 16 

1 . Die Anträge auf Zuschuß aus dem Fonds sind der 
Kommission jährlich vor dem l. Juli einzu- 
reichen. Die Kommission hat hierüber bis späte- 
stens 30. Juni des darauffolgenden Jahres zu ent- 
scheiden. 

2. Der Antrag auf Zuschuß aus dem Fonds ist über 
den betreffenden Mitgliedstaat einzureichen und 
muß von diesem befürwortet sein. 

Artikel 17 

1. Der Zuschuß aus dem Fonds wird nach dem in 
Artikel 23 vorgesehenen Verfahren beschlossen, 
wobei die Kommission nach Anhörung des 
Fondsausschusses zu den finanziellen Aspekten 
entscheidet. 

2. Die Entscheidung der Kommission wird dem be- 
treffenden Mitgliedstaat und dem Begünstigten 
mitgeteilt. 

Artikel 18 

Die bei der Kommission eingereichten Anträge auf 
Zuschuß aus dem Fonds, denen wegen unzureichen- 
der Mittel nicht stattgegeben werden kann, können 
von den betreffenden Mitgliedstaaten mit Zustim- 
mung der Antragsteller auf den darauffolgenden 
Antragszeitraum übertragen werden. 

Die Anträge auf Übertragung sind der Kommission 
innerhalb von höchstens dreißig Tagen nach dem 
Zeitpunkt, an dem der Mitgliedstaat die Notifizie- 
rung des Ergebnisses des Verfahrens nach Artikel 
23 erhalten hat, einzureichen. Ein Antrag auf Zu- 
schuß ist nur einmal übertragbar. 


Artikel 19 

1. Zuschüsse aus dem Fonds werden über die hier- 
für von dem betreffenden Mitgliedstaat bezeich- 
neten Stellen ausgezahlt. 

2. Während der gesamten Dauer der Fondsinter- 
vention übermittelt die hierfür von dem betref- 
fenden Mitgliedstaat bezeichnete Behörde oder 
Stelle der Kommission auf deren Antrag alle 
Unterlagen oder Dokumente, gleich welcher Na- 
tur, aus denen hervorgeht, daß die finanziellen 
oder sonstigen Bedingungen jedes einzelnen 
Projekts eingehalten worden sind. Die Kommis- 
sion kann die Kontrolle an Ort und Stelle durch- 
führen. 

3. Wird ein Vorhaben, zu dem ein Zuschußbeschluß 
getroffen wurde, nicht wie vorgesehen ausge- 
führt oder sind bestimmte Auflagen nicht erfüllt, 
so kann der Fondszuschuß nach dem Verfahren 
des Artikels 23 ausgesetzt, herabgesetzt oder 
aufgehoben werden, wobei die Kommission nach 
Anhörung des Fondsausschusses über die finan- 
ziellen Aspekte beschließt. Die Kommission be- 
treibt den Wiedereinzug der ungerechtfertigt 
ausgezahlten Summen. Die Entscheidung wird 
dem betreffenden Mitgliedstaat und dem Be- 
günstigten mitgeteilt. 

Artikel 20 

1. Für jedes einzelne Vorhaben, für das ein Zu- 
schuß aus dem Fonds gewährt wurde, übermittelt 
der Begünstigte dem Mitgliedstaat die Angaben, 
die es diesen ermöglichen, der Kommission 
jährlich einen Bericht über die wirtschaftlichen 
Ergebnisse der Entwicklungsaktion im Hinblick 
auf die Prüfung des Durchführungsstandes des 
Programms zu übermitteln. 

2. Erfüllt der Begünstigte nicht die in Absatz 1 vor- 
gesehene Verpflichtung, so kann nach dem in 
Artikel 23 vorgesehenen Verfahren und nach 
Anhörung des Fondsausschusses über die finan- 
ziellen Aspekte beschlossen werden, den Zuschuß 
zu kürzen. Die Entscheidung der Kommission 
wird dem betreffenden Mitgliedstaat und dem 
Begünstigten mitgeteilt. Die Kommission betreibt 
den Wiedereinzug der ungerechtfertigt ausge- 
zahlten Summen. 

3. Der betreffende Mitgliedstaat ergreift die ge- 
botenen Maßnahmen, damit der Begünstigte die 
in Absatz 1 vorgesehene Verpflichtung erfüllt. 

KAPITEL II 

Finanzbestimmungen zu Titel III 

Artikel 21 

1. Der Fonds erstattet den Mitgliedstaaten 25 v. H. 
der tatsächlich übernommenen Ausgaben nach 

■7) Referenz, die nach Erlaß und Veröffentlichung dieses 
Verordnungsentwurfs einzufügen ist. 
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Artikel 11 Abs. 1. uiese Ausgaben werden bis 
in Höhe folgender Gesamtbeträge berücksichtigt: 

a) Für die Einstellung der Fischereitätigkeit 

— 900 RE jährlich 

für verheiratete Begünstigte, 

— 600 RE jährlich 

für Einzelbegünstigte sowie für die Witwe 
eines Begünstigten 

bis zu dem Zeitpunkt, an dem der Begünstigte 
65 Jahre erreicht oder erreicht hätte. 

b) für den Verkauf der Fahrzeuge an Abwrack- 
betriebe: 

— 200 RE je Bruttoregistertonne. 

2. Die Anträge auf Erstattung beziehen sich auf die 
im Laufe eines Kalenderjahres von den Mitglied- 
staaten übernommenen Ausgaben und werden 
bei der Kommission vor dem 1. Mai des darauf- 
folgenden Jahres eingereicht. 

KAPITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 

‘ Artikel 22 

Nach dem Verfahren des Artikels 13 der Verord- 
nung (EWG) Nr. 729/70 werden beschlossen: 

— Die Angaben, welche in den Anträgen auf Zu- 
schuß aus dem Fonds nach Artikel 16 zu liefern 
sind, sowie die Form der Vorlage der Vorhaben 
und der Entwicklungsaktionen; 

™ die Durchführungsbestimmungen zu den Artikeln 
19, 20 und 21. 


Artikel 23 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vor- 
sitzende entweder von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaats den Stän- 
digen Strukturausschuß für die Fischwirtschaft. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet einen 
Entwurf der zu treffenden Entscheidungen. Der 
Ausschuß nimmt innerhalb einer Frist, die der 
Vorsitzende entsprechend der Dringlichkeit der 
zu prüfenden Fragen bestimmen kann, Stellung. 
Die Stellungnahme kommt mit einer Mehrheit 
von 41 Stimmen zustande, wobei die Stimmen 
der Mitgliedstaaten nach dem Artikel 148 Abs. 2 
des Vertrages gewogen werden. Der Vorsitzende 
nimmt nicht an der Abstimmung teil. 

3. Die Kommission erläßt die Entscheidungen. Ent- 
sprechen jedoch diese Maßnahmen nicht der Stel- 
lungnahme des Ständigen Strukturausschusses 
für die Fischwirtschaft, so werden sie dem Rat 
von der Kommission unverzüglich mitgeteilt. 

In diesem Fall kann die Kommission die An- 
wendung der von ihr beschlossenen Maßnahmen 
bis zur Dauer von höchstens einem Monat nach 
dieser Mitteilung aussetzen. Der Rat kann mit 
qualifizierter Mehrheit binnen einer Frist von 
einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 24 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1976 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Anhang 

Elemente für die Erstellung der regionalen Mehrjahresprogramme 


I. Inventar der Strukturen des Sektors der hand- 
werklichen Küstenfischerei und der nachgeordne- 
ten Sektoren des betreffenden Gebiets oder der 
betreffenden Gebiete 

A. Beschreibung des Gebiets und seine Wirtschafts- 
lage 

1. Geographische Lage des Gebiets oder der be- 
treffenden Gebiete; 

2. Gesamtwirtschaft des Gebiets oder der be- 
treffenden Gebiete, insbesondere Beschäfti- 
gungslage in den primären, sekundären und 
tertiären Sektoren; 

3. wirtschaftliche und soziale Bedeutung des 
Fischereisektors ; 

4. wirtschaftliche und soziale Bedeutung der 
Sektoren handwerkliche Küstenfischerei und 
Aufzucht von Fischen, Krebs- und Weich- 
tieren; 

5. Lage der unter 4 angegebenen Sektoren 

6. Stellung des Programms in bezug auf andere 
Maßnahmen oder Programme zur Förderung 
einer harmonischen Entwicklung der Gesamt- 
wirtschaft des Gebietes und gegebenenfalls 
Beschreibung der vorgesehenen regionalen 
Entwicklungsprogramme, die geeignet er- 
scheinen, die Realisierung der Umstrukturie- 
rungsprogramme der handwerklichen Küsten- 
fischerei zu erleichtern. 


B. Beschreibung der allgemeinen Infrastruktur im 

Zusammenhang mit der Fischerei 

1. Geographische Lage der betreffenden Fische- 
reihäfen; 

2. Beschreibung der Hafenanlagen, insbeson- 
dere falls diese Vergrößerungs- oder Moder- 
nisierungsarbeiten erfordern; 

3. Geographische Lage der Betriebe, die unmit- 
telbar vom Sektor der handwerklichen 
Küstenfischerei abhängen; 

4. Geographische Lage und Beschreibung der 
bestehenden Fischereireviere mit oder ohne 
künstliche Abtrennung, sowie der geplanten 
Fischereireviere ; 

5. Geographische Lage der Zentren für die Aus- 
bildung oder Weiterbildung der Seefischer, 
Beschreibung ihrer Einrichtung, Art der ver- 
mittelten Ausbildung und durchschnittliche 
Anzahl der jährlich ausgebildeten oder wei- 
tergebildeten Schüler; 


6. Geographische Lage und Art der Tätigkeit der 
Forschungslaboratorien im Bereich der Fische- 
rei oder der Aufzucht von Fischen, Krebs- und 
Weichtieren, 

C. Beschreibung der Mittel für Produktion, Haltbar- 
machung und Verarbeitung 

1. Beschreibung der Flotte der handwerklichen 
Küstenfischerei, insbesondere ihrer Struktur 
und ihres Erneuerungsgrads; 

2. Art der betriebenen Fischerei und Beschrei- 
bung der Fischfangmethoden; 

3. Aufzählung der von der unter 1 beschriebe- 
nen Flotte befahrenen Fischereigebiete nach 
der in den internationalen Ausschüssen ver- 
wendeten Kennziffern; 

4. Analyse der Anlandungen der Flotte; 

5. Geographische Lage der Kühllager in den be- 
treffenden Gebieten, insbesondere Angabe 
ihrer Kapazität und ihrer Lagerungsbedingun- 
gen, gegebenenfalls auch ihrer Gefriermög- 
lichkeiten; 

6. Geographische Lage und Art der Industrien 
für die Bearbeitung oder Verarbeitung an 
Land, deren Tätigkeit mit der handwerklichen 
Küstenfischerei verbunden ist; 

7. Lage und Art der Gebiete und Einrichtungen, 
die für die Aufzucht von Fisch, Krebs- und 
Weichtieren verwendet werden. 


IL Produktionsziele 


A. Elemente für die Analyse der Beschränkungen, 

denen die Produktion unterliegt 

1. Wissenschaftliche Schätzung der Ausnutzung, 
die in den von den Flotten des betreffenden 
Gebiets befahrenen Fischereigebieten mit 
Rücksicht auf die derzeitigen und die poten- 
tiellen biologischen Meeresbestände möglich 
ist; 

2. Geographische Lage der Gebiete, in denen 
Einrichtungen für die Aufzucht von Fischen, 
Krebs- und Weichtieren geschaffen oder aus- 
gebaut werden könnnen; 

3. Lage der bakteriellen oder chemischen 
Küstenverschmutzung urbanen, industriellen 
oder landwirtschaftlichen Ursprungs. 
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B. Schatzung der anzu?>i.ieueiideii Erz,eugung 

1. Analyse der Nachfrageentwicklung bei den 
Erzeugnissen der handwerklichen Küsten- 
fischerei; 

2. Schätzung der quantitativen Produktions- 
schwelle, aufgeteilt nach Art der Anlandun- 
gen mit Rücksicht auf die unter A genannten 
Beschränkungen und die unter B 1 genannte 
Nachfrageentwicklung. 


v3. Schätzung der Flächen, die für AusLernkul- 
turcn eingesetzt werden sollen, und durch- 
schnittliches Produktionsergebnis. Umfang der 
zu schaffenden Nebeneinrichtungen; 

j 6. Vorausschätzungen im Bereich der /\quä- 

i kulture. 

i 


I IV. Durchführungsmodalitäten des Programms und 
I erwartete Ergebnisse 


III. Elemente für die Wahl der Mittel zur Verwirk- 
lichung der Produktionsziele 

1. Schätzung der Anzahl Fischereifahrzeuge, die 
während der Durchführung des Programms in 
Betrieb genommen werden sollen, Angabe 
ihrer voraussichtlichen technischen Merkmale 
und ihrer Fangkapazität; 

2. Schätzung der Anzahl Fahrzeuge, die zur Ab- 
wrackung bestimmt oder einer anderen Tätig- 
keit als dem Fischfang zugeführt werden 
sollen, Angabe ihrer technischen Merkmale 
sowie ihrer Fangkapazität; 

3. Anzahl und Kapazität der unter Berücksichti- 
gung der Erzeugung und des voraussichtlichen 
Absatzes zu errichtenden Kühllager; bevor- 
zugte geographische Lage; 

4. Art und Kapazität der an Land zu errichten- 
den Industrien (Bearbeitung, Verarbeitung); 
bevorzugte geographische Lage; 


A. Analyse der Auswirkungen des Umstrukturie- 
rungsprogramms auf die Wirtschaft des Gebietes 
und Angabe der zu seiner Verwirklichung ein- 
zusetzenden Mittel 

B. Voraussichtliche Fristen für die Durchführung des 
Programms 

C. Schätzung und Staffelung der gesamten Kapital- 
kosten des Programms 

D. Erwartete Auswirkungen des Programms auf 

1 . die wirtschaftliche Lebensfähigkeit der Unter- 
nehmen der handwerklichen Küstenfischerei 
des oder der betreffenden Gebiete; 

2. die Wirtschaftslage der Seefischer und der an 
Land tätigen Arbeitnehmer; 

3. allgemeine Wirtschaftslage des Gebiets, ins- 
besondere die Beschäftigungslage; 

4. soziale Lage der Seefischer; 

5. Lage im Umweltsektor. 
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Entwurf eines Ausgabenansatzes für die Finanzierung einer Aktion zur Umstrukturierung 
des Sektors der handwerklichen Küstenfischerei durch den EAGFL (Abteilung Ausrichtung) 


Einführung 

Zur Umstrukturierung der handwerklichen Küsten- 
fischerei setzt der Entv/urf einer Verordnung 
(EWG) . . ./75 betreffend die Finanzierung einer Um- 
strukturierungsaktion im Bereich der handwerk- 
lichen Küstenfischerei durch den EAGFL, Abteilung 
Ausrichtung, eine gemeinsame Aktion in Form eines 
gemeinschaftlichen Beihilfesystems zugunsten der 
Erzeuger an, die entweder die Fischereitätigkeit seit 
mindestens fünf Jahren mit Fischereifahrzeugen be- 
treiben, deren Wasserlinienlänge maximal 24 m be- 
trägt, oder Fisch-, Krebs- und Weichtierzucht be- 
treiben. 

Mit diesem System können die Initiativen dieser 
Erzeuger bei der Durchführung folgender Vorhaben 
gefördert werden: 

— Umstrukturierung der alten Flotten durch die Er- 
neuerung der Produktionsmittel oder durch die 
Aufgabe der Erzeugertätigkeit, wenn die Fische- 
reitätigkeit nicht fortgesetzt werden kann. 

— Rationalisierung und Entwicklung der Fisch-, 
Krebs- und Weichtierzucht. 

— Schaffung von Einrichtungen an Land. 

— Forschung und Berufsfortbildung, falls die Vor- 
haben von Personen betrieben werden, die an 
der Durchführung materieller Investitionen im 
Rahmen einer Entv/icklungsaktion interessiert 
sind. 

Die Gesamtkosten der Gemeinschaftsaktion wurden 
mit 118 Millionen Rechnungseinheiten für fünf Jahre 
veranschlagt. Der Ausgabenansatz wurde anhand 
konstanter Preise und gewisser Arbeitshypothesen 
vorgenommen. 

A. Umstrukturierung der Fischereiflotten 

Der Fahrzeugbestand der handwerklichen Küsten- 
fischerei der Gemeinschaft ist in Tabelle 1 nach drei 
Größenklassen aufgeschlüsselt. 

Dabei wurden die Fahrzeuge nicht berücksichtigt, 
die stillgelegt sind oder anderen Zwecken als der 
Fischerei dienen, so daß sich vor allem für Italien 
eine niedrigere Zahl als in den amtlichen Statistiken 
ergibt. 

Dem Ausgabenansatz betreffend die Umstrukturie- 
rung der Flotte liegt folgende Hypothese zugrunde: 
In den ersten fünf Jahren, in denen die gemein- 
same Aktion durchgeführt wird, werden in der 
Gemeinschaft 60 v. H. der Küstenfischereifahrzeuge 
älter als 15 Jahre alt sein und mithin für die 
Umstrukturierung in Frage kommen. Voraussicht- 
lich wird ein Teil dieser veralteten Flotte aus fol- 
genden Gründen jedoch nicht umstrukturiert werden: 


• Zwar sind im Rahmen der gemeinsamen Aktion 
erhebliche Beihilfen für den betreffenden Sektor 
vorgesehen; eine Anzahl Fahrzeuge wird jedoch 
nur mit einzelstaatlichen Beihilfen erneuert. So 
müssen die Erzeuger im Rahmen der Durch- 
führung der Verordnung genaue betriebswirt- 
schaftliche Angaben für die Vorbereitung der 
Vorhaben machen, die vom EAGFL unterstützt 
werden sollen {Buchführungsergebnisse, An- 
gaben über den Betrieb, Entwicklungsplan etc.). 
Höchstwahrscheinlich wird eine Anzahl Vor- 
haben mangels betriebswirtschaftlicher Angaben 
nicht in Förderungsaktionen einbezogen werden 
können. 

® Wegen des in einigen Ländern der Gemeinschaft 
äußerst schwierigen Zugangs zum Kapital zwecks 
Finanzierung der zu Lasten des Begünstigten 
gehenden 50 v. H. werden nur Schiffseigner mit 
anerkannten beruflichen Qualitäten das erforder- 
liche Kapital aufbringen und die Erneuerung 
ihrer Produktionsmittel in Angriff nehmen 
können. 

• Vor die Wahl gestellt zwischen der Erneuerung 
der Produktionsmittel und der Aufgaben der 
Tätigkeit werden es einige Fischer verziehen, auf 
die Beihilfen zu verzichten und eine Zeitlang ihre 
Produktionsmittel weiter zu benutzen, die durch 
von dieser gemeinsamen Aktion nicht erfaßte 
Arbeiten modernisiert werden könnten (neue 
Motoren, kleinere Umbauten, modernere Fang- 
geräte etc.). 

Somit kann davon ausgegangen werden, daß die 
mehr als 15 Jahre alten für die Umstrukturierung in 
Frage kommenden mittelständischen Fischereifahr- 
zeuge, das sind 60 v. H. der Gesamttonnage von 
548 880 = 329 328 BRT, aus den genannten Gründen 
tatsächlich in verschiedenem Umfang umstrukturiert 
wmrden. Es ist mit einer Umstrukturierung von rund 
35 V. H. der Tonnage bei den 12 bis 24 m langen 
Schiffen und von rund 40 v. H. bei den 0 bis 12 m 
langen Schiffen zu rechnen. Daraus ergeben sich 
folgende Zahlen: 

- - 12 bis 24 m, 35 v. H. (60 v. H. X 397 534) 

= 35 V. H. X 238 520 = 83 482 BRT 

— 0 bis 12 m, 40 v. H. (50 v. H. X 151 346) 

= 40 V. H. X 90 808 = 36 323 BRT 
das ergibt insgesamt rund 120 000 BRT. 

Die Umstrukturierung erfolgt nicht nur durch die Er- 
neuerung des Fahrzeugbestandes, sondern auch da- 
durch, daß die Erzeuger ihre Tätigkeit aufgeben und 
ihre überalterten Fischereifahrzeuge mit großer 
Wahrscheinlichkeit abwracken werden. Voraussicht- 
lich wird die Aufgabe der Tätigkeit einen bedeuten- 
den Umfang annehmen, da der Betrieb von Schiffen 
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wegen sleigeiiuer Kosten der Produktionsmittel, der 
Brennstoffe und vor allem wegen der Festsetzung 
von Fangquoten, die die Möglichkeiten der Fischerei 
erheblich eingeschränkt haben, ständig größere 
Schwierigkeiten bereitet. 

Die Bestimmung der Gesamttonnage der Flotte, die 
voraussichtlich infolge der Einstellung der Tätigkeit 
der Eigentümer abgewrackt wird, ist sehr schwierig. 
Bei einer ersten Schätzung kann man von etwa 
80 000 BRT ausgehen. Eine mögliche Aufteilung die- 
ser zur Abwrackung bestimmten Tonnage entspre- 
chend den verschiedenen Schiffsgrößen ergibt folgen- 
des Bild: 

— 35 000 BRT bei Fahrzeugen von 0-12 m. 

- 25 000 BRT bei Fahrzeugen von 12-18 m. 

— 20 000 BRT bei Fahrzeugen von 18-24 m. 

Die Umstrukturierungsaktion verteilt sich damit auf 
die mit 120 000 BP^T angenommene Gesamttonnage 
folgendermaßen: 

— 40 000 BRT der zu erneuernden Flotte 
-- 80 000 BRT der abzuwrackenden Flotte. 

a) Erneuerung der Fischereiflotte 

Die auf 40 000 BRT abgerundete zu erneuernde 
Flottentonnage läßt sich schätzungsweise nach 
den verschiedenen Längenklassen folgender- 
maßen aufschlüsseln; 

1 . Fahrzeuge von 0 - 12 m Länge 

Voraussichtlich wird nur eine sehr geringe An- 
zahl Rf.eder neue Fahrzeuge bauen. Der Verord- 
nung^ antwurf schließt die Beihilfe des EAGFL für 
Travler von weniger als 12 Meter Länge aus, so 
daß die Reeder gezwungen sind, wenn sie einen 
Zuschuß des Fonds erhalten wollen, Fischerei- 
schiffe von weniger als 12 Meter zu bauen, 
(andere als Trawlers) oder größere Schiffe, wahr- 
scheinlich Trawlers von 12 bis 18 m Länge, zu 
bauen. Dies ist aber unwahrscheinlich, da die von 
Fahrzeugen mit 0- 12 m Länge betriebene Fische- 
rei jahreszeitlich bedingt ist und. die Fischer oft 
nur nebenberuflich tätig sind. Die Mehrzahl der 
Fischer wird daher entweder ihre Tätigkeit bei 
Abwrackung ihrer Schiffe aufgeben oder weiter- 
hin die jahreszeitliche Fischerei betreiben, ohne 
den Fahrzeugbestand wesentlich zu erneuern. 

In dieser Schiffsklasse kann die Erneuerung dar- 
um mit rund 1500 BRT angesetzt werden. 

2. Schiffe von 12 - 18 m 

Eine recht umfangreiche Erneuerung könnte in 
Frankreich erfolgen, wo der größte Teil der hand- 
werklichen Küstenfischerei in diese Kategorie 
einzuordnen ist, für die Bundesrepublik Deutsch- 
land sowie in Dänemark und in geringerem Um- 
fang in Italien bei den Schiffen, die die mittel- 
ferne und ferne Adria befahren. Insgesamt könn- 


ten rund 14 500 BRT gebaut werden und zu einer 
Erneuerung von etwa 8 v. H. der Schiffe dieser 
Kategorie führen. 

3. Schiffe von 18-24 m 

Mit einer umfangreichen Erneuerung ist in meh- 
reren Ländern der Gemeinschaft zu rechnen®). 
Sie kann mit rund 24 000 BRT angesetzt werden, 
was eine Erneuerung von etwa 11 v. H. der Flotte 
dieser Kategorie bedeutet. 

b) Aufgabe der Fischereitätigkeit 

In der Gemeinschaft arbeiten rund 100 000 Per- 
sonen in der handwerklichen Küstenfischerei. 
Rund 60 V. H. der etwa 100 000 zur See fahren- 
den Fischer entfallen auf die Fahrzeuge von 
0-12 m und 40 v. H. auf die Fahrzeuge von 
12-24 m. Die meisten Fälle der Berufsaufgabe 
werden bei älteren Fischern auf den kleineren 
Fahrzeugen anzutreffen sein, die sich zum Teil 
jedoch auf die Zucht von Fischen, Krebs- und 
Weichtieren umstellen werden. 

Mithin ist damit zu rechnen, daß rund 30 v. H. 
der auf Schiffen von 0-12 m Länge und rund 
20 V. H. der auf Schiffen von 12-24 m Länge 
fahrenden Personen, das sind insgesamt rund 
26 000 Fischer, mit einem Alter über 55 Jahre 
ihre Tätigkeit aufgeben werden. 

Der jährliche Entschädigungsbetrag wird mit 
durchschnittlich 800 RE angesetzt, wovon 25 v. H. 
auf den EAGFL entfallen. Dieser Betrag ergibt 
sich auf Grund der Hypothese, daß zwei Drittel 
der verheirateten Fischer und ein Drittel der 
alleinstehenden Fischer die Tätigkeit aufgeben 
werden. 


B. Entwicklung der Fisch-, Krebs- und Weichtier- 
zucht 

Die Entwicklungsintensität dieses Bereichs ist nur 
schwer vorauszusehen, da sich die Zahl der Küsten- 
fischer, die sich nach dem Abwracken oder dem Ver- 
kauf ihrer Fahrzeuge auf die Zucht umstellen, kaum 
schätzen läßt. Die Entwicklung der Austern- und 
Muschelzucht hängt ferner von den Umweltbedin- 
gungen der herkömmlichen Zuchtgründe in den kom- 
menden Jahren ab. 

Es wäre also angezeigt, 50 v. H. der Kosten anzu- 
setzen, die zu Lasten des EAGFL für die Erneuerung 
des Fahrzeugbestands gehen. Mit Hilfe dieses Be- 
trages sollte es möglich sein, die Entwicklung der 
Zuchttätigkeit, vor allem der Fischzucht in Lagunen, 
wo relativ umfangreiche Investitionen gemacht wer- 
den müssen, zu fördern. 

®) insbesondere in Großbritannien, Italien, Irland und in 
den Beneiux-Ländern. 
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C. Einrichtungen für die Konservierung, (25 000 Fischer X 800 RE 

Verarbeitung oder Vermarktung an Land X fünf Jahre) 25 v. H. = 26 000 000 RE 


Zugunsten der Einrichtungen für die Konservierung, 
Verarbeitung oder Vermarktung für die Fischwirt- 
schaft an Land hatte der EAGFL im Rahmen der 
Verordnung 17/64/EWG rund 2 Millionen RE jährlich 
gewährt. Da die Zahl der zu schaffenden Einrich- 
tungen an Land in Schottland, Irland und Italien 
recht hoch sein könnte, sollten diesem Bereich der 
handwerklichen Küstenfischerei rund 3 Millionen 
RE jährlich Vorbehalten werden. Die Gesamtkosten 
während der Dauer der gemeinsamen Aktion dürften 
sich auf rund 38 v. H. der Kosten der Fahrzeug- 
erneuerg belaufen. Erfahrungsgemäß könnten so 
jährlich etwa 20 Einrichtungen an Land finanziert 
werden. 

D. Durchführung von Fischereiforschungsvorhaben 
und Vorhaben betreffend die Fortbildung von 
Fischern 

Wegen der strengen Vorschriften der Verordnung, 
wonach diese Vorhaben von einem Zusammenschluß 
von Begünstigten getragen werden müssen, die an 
der Durchführung von Investitionsvorhaben im Rah- 
men einer Entwicklungsaktion interessiert sind, wer- 
den nur geringfügige Kosten anfallen, die sich pau- 
schal auf 1 000 000 RE schätzen lassen. 


Ausgabenansatz 

A. Umstrukturierung des Fischereifahrzeugbestandes 

a) Erneuerung der Flotten 


Kosten je BRT = 4000 RE 
0 12 Meter 1 500 BRT 

12-18 Meter 14 500 BRT 

18-24 Meter 24 000 BRT 

Gesamttonnage der möglichen 
Flottenerneuerungsvorhaben 40 000 BRT 


Kosten insgesamt von a: 

40 000 X 4000 RE X 25v. H. 

= 40 000 000 RE 

b) Aufgabe der Tätigkeit von Fischereibetrieben 
und Abwracken von Fischereifahrzeugen 

— Aufgabe der Tätigkeit von Fischern 
(Entschädigung jährlich 800 RE): 


— Abwracken von überalterten 
Fischereifahrzeugen: 

(80 000 BRT X 200 RE) = 16 000 000 RE 

Kosten insgesamt von b: 42 000 000 RE 

B. Förderung der Zucht von Fischen, Krebs- und 
Weichtieren 

50 V. H. von 40 000 000 = 20 000 000 RE 

C. Schaffung von Einrichtungen an Land für die 
Konservierung, Verarbeitung oder Vermarktung 

3 000 000 RE X fünf Jahre ^ 15 000 000 RE 

D. Fischereiforschungsvorhaben und Vorhaben be- 
treffend die berufliche Fortbildung 

Pauschale Kosten — 1 000 000 RE 

Übersicht über die Kosten der gemeinsamen Aktion: 


A. 

a) 

40 

000 

000 


b) 

42 

000 

000 

B. 


20 

000 

000 

C. 


15 

000 

000 

D. 


1 

000 

000 


insgesamt 118 000 000 Rechnungseinheiten 


Zeitliche Staffelung der Kosten der gemeinsamen 
Aktion 

Wegen der für die Durchführung der gemeinsamen 
Aktion und vor allem für die Ausarbeitung und 
Billigung der mehrjährigen regionalen Programme 
erforderlichen Zeit kann davon ausgegangen wer- 
den, daß die Ausgaben progressiv im Lauf der ersten 
Jahre ansteigen. Unter diesen Umständen staffeln 
sich die Ausgaben des EAGFL, Abteilung Ausrich- 
tung, womöglich folgendermaßen: 

1. Jahr: 16 Millionen RE 

2. Jahr: 18 Millionen RE 

3. Jahr: 24 Millionen RE 

4. Jahr: 30 Millionen RE 

5. Jahr: 30 Millionen RE 
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Schätzung des Bestands an handwerklichen Küstenfischereifahrzeugen 

in der Gemeinschaft 




0 ~ 12 m 



12-18 m 


18-24 m 



Insgesamt 


Land 

Zahl 

BRT 

Alter 0 

Zahl 

BRT 

^ Alter 0 Zahl 

i 

BRT 

Alter 0 

Zahl ; 

! 

BRT 

Alter 0 

Deutschland 

151 

4 799 


436 

27 385 

163 

28 240 


750 

60 417 

21-40 

Belgien 

23 

477 


65 

2 581 

89 

6 230 


177 

9 288 

15-20 

Dänemark 

2 170 

28 991 


863 

32 645 

217 

15811 


3 250 

77 447 

15-30 

Frankreich 

9 505 

30 719 

14 

3 167 

64 072 

12 370 

38 968 

16 

13 042 

133 759 

14 

Irland 

744 

9 000 

20 

185 

5 500 

15 138 

9 800 

13 

1 067 

24 300 

18 

Italien 












- Motorfahrzeuge 












- Trawlers 

908 

8 055 


783 

14 320 

1 741 

59 632 


3 432 

82 007 

15 

- andere 

16 582 

49 212 


— 

— 

— 

— 


16 582 

49 212 

20 

Niederlande 

5 

100 

20 

108 

4 350 

10-25 203 

21 000 

6-15 

316 

25 450 

15 

Vereinigtes 

Königreich 

4 060 

20 000 


1 400 

37 000 

560 

30 000 


6 020 

87 000 


Insgesamt 

34 148 

151 346 


7 007 

187 853 

3 481 

209 681 


44 636 

548 880 



Quelle: Mitteilungen der Mitgliedstaaten an die GD VI - Statistiken OECD - SAEG - ICES 
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Anhang zum Dokument 


FINANZBOGEN 


Datum: 


1. Haushaltsposten; 8. 3. 0.2 


2. Bezeichnung des Vorhabens: Verordnung des Rates bezüglich einer Umstrukturierungsaktion auf 

dem Gebiete der handwerklichen Küstenfischerei. 

3. Juristische Grundlage: Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 

28. April 1970 über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik 

4. Ziele des Vorhabens: Ermöglichung der rationellen Entwicklung des betreffenden Sektors 

durch die Modernisierung der Flotte und anderer Produktionsmittel, 
die den Befischungsmöglichkeiten der Meeresbestände angepaßt ist 

5.0 Ausgaben 

zu Lasten des Gemein 
schaftshaushalts 

zu Lasten nationaler 
Verwaltungen 

zu Lasten anderer 
nationaler Sektoren 

5.1 Vorausschau: Jahr 1977 Jahr 1978 Jahr 1979 Jahr 1980 Jahr 1981 

16 Mio RE 18 Mio RE 24 Mio RE 30 Mio RE 30 Mio RE 


5.2 Berechnungsmethode: Methode und Basisannahmen für die Berechnung der finanziellen Voraus- 
schätzungen sind komplex und im Anhang präzisiert. Die Schätzung erfolgte 
für die ersten fünf Jahre. 


Wirtschaftsjahr Laufendes Kommendes 

Haushaltsjahr ( ) Haushaltsjahr { ) 


6.1 Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglichdurch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

Nein 

6.2 Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

Nein 


6.3 Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts Nein 

6.4 Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen 

Haushalte einzusetzen 1977: 16 Mio RE; 1978: 18 Mio RE; 1979: 24 Mio RE 


Anmerkungen: 
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Begründung 


L Einleitung 

Der Rat hat die Kommission aufgefordert, ihm zu 
gegebener Zeit Vorschläge vorzulegen, die unter 
Berücksichtigung der Gefahren der Überfischung der 
Meeresgründe, die im Anschluß an Umstrukturie- 
rungsmaßnahmen eintreten kann, Maßnahmen für 
die Verbesserung der Strukturen der handwerk- 
lichen Küstenfischerei und der Hochseefischerei 
(außer Kabeljaufang) vorzusehen ^). 

Mit diesem Entwurf kann der Aufforderung des 
Rates nur teilweise entsprochen werden, denn zur 
Zeit kann nur für den Sektor der handwerklichen 
Fischerei, die in von den Küsten nah oder fern 
übt wird, eine Umstrukturierungsaktion vorgesehen 
gelegenen Gebieten der Mitgliedstaaten aus ausge- 
werden. Dies ist für den Sektor der Hochseefischerei, 
die in großem Umfang in den Gewässern von Dritt- 
ländern operiert, nicht möglich. Auf diesen Gewäs- 
sern lasten unbekannte Faktoren, die sich aus der 
Seerechtskonferenz in bezug auf die Ausbeutung der 
Meeresgewässer in den kommenden Jahren ergeben. 
Die Kommission wird infolgedessen erst dann der 
Aufforderung des Rates in vollem Umfange nach- 
kommen können, wenn das System genau festgelegt 
und die sich daraus für die Mitgliedstaaten ergeben- 
den Folgen genau bekannt sind. 

II. Anwendungsbereich der Verordnung 

Diese Verordnung soll die rationelle Entwicklung 
dieses Sektors durch die Modernisierung der Flotten 
und der sonstigen Produktionsmittel ermöglichen. 
Diese Flotten und die anderen Produktionsmittel 
müssen den Ausbeutungsmöglichkeiten der Fisch- 
bestände der herkömmlichen Fanggründe bzw. den 
Ausbeutungsmöglichkeiten in der Muschel- und 
Austernzucht sowie in der Aquakultur angepaßt 
werden. Dies führt dazu, daß Erzeuger, die in den 
letzten fünf Jahren den Fischfang mit Fahrzeugen 
von unter 24 m (Wasserlinienlänge) oder die Zucht 
von Fischen, Krebs- und Weichtieren betrieben 
haben, einen Zuschuß aus dem EAGFL zu den in 
dieser Verordnung vorgesehenen Bedingungen in 
Anspruch nehmen können, und zwar für: 

— die Umstrukturierung ihrer Produktionsmittel; 

— die Umstrukturierung oder den Ausbau von Ein- 
richtung für die Haltbarmachung und Ver- 
arbeitung; 

— die Einstellung der Fischereitätigkeit. 

III. Zusammenfassende Beschreibung des Sektors 
der handwerklichen Küstenfischerei 

Die handwerkliche Küstenfischerei stellt in der Ge- 
meinschaft einen wichtigen wirtschaftlichen und 
sozialen Faktor dar. 


Die Fischereiflotte der Gemeinschaft besteht aus 
rund 45 000 Fischereifahrzeugen, die größtenteils 
weniger als 18 m Wasserlinienlänge messen. Aus- 
führliche Informationen können den beiliegenden 
Statistiken entnommen werden. 

Der größte Teil der Fischereifahrzeuge mit sehr 
kleinen Ausmaßen entfällt auf Italien und Frankreich 
(ungefähr 20 000 Fahrzeuge), die außerdem über 
eine umfangreiche Flotte nicht motorisierter Fahr- 
zeuge verfügen (ungefähr 25 000 in Italien), die in 
den genannten Statistiken nicht berücksichtigt 
wurden. 

Die Anzahl der betroffenen vollbeschäftigten See- 
fischer beläuft sich auf 100 000, d. h. 80 v. H. der 
gesamten Fischer der Gemeinschaft. Da es sich um 
familiäre Fischereiunternehmen handelt, kann ge- 
schätzt werden, daß das Einkommen von rund 
600 000 Personen unmittelbar von den handwerk- 
lichen Küstenfischereien abhängt, wenn man die 
Seefischer, ihre im Unternehmen tätigen Familien- 
mitglieder und die in nachgeordneten Sektoren ein- 
gesetzten, an Land tätigen Arbeitnehmer mit ein- 
rechnet. 

Der Wert der von der handwerklichen Küstenfische- 
rei angelandete Produktion erreichte im Jahre 1972 
mehr als 500 Millionen RE. Angesichts des Famiiien- 
charakters der Fischereibetriebe und der Tatsache, 
daß die Unternehmen im allgemeinen von kleinen, 
ja sogar von sehr kleinen Einheiten (durchschnitt- 
licher Personalbestand zwischen 2,1 und 3,5 Men- 
schen je Fahrzeug) betrieben werden, stellen sich 
bestimmte Probleme auf besonders akute Weise. 

Das Fehlen eigener Mittel führt zu Schwierigkeiten 
bei der Erneuerung der Produktionsmittel und dem- 
zufolge zu einer Schrumpfung der Flotten und all- 
gemeiner Überalterung der Fahrzeuge. Diese Lage 
wird durch die unaufhörliche Steigerung der Schiffs- 
baukosten und der Kosten der sonstigen Produk- 
tionsmittel (Fanggeräte, Einrichtungen für die Or- 
tung von Fischen, Navigationsinstrumente, usw.), 
die die wirtschaftliche Umstrukturierung des Sek- 
tors bremst, erschwert. Es kann unterstellt werden, 
daß das Durchschnittseinkommen der Fischer in der 
Gemeinschaft im Jahre 1973 zwischen 3000 und 6000 
Rechnungseinheiten pro Person und pro Jahr lag 
(dieser erhebliche Unterschied erklärt sich dadurch, 
daß im allgemeinen der Arteil des Fischers, d. h. 
sein Einkommen, mit der Größe der Fahrzeuge 
steigt). 

Im Jahre 1974 führte die Steigerung verschiedener 
Betriebskosten zu einem allgemeinen Rückgang die- 
ser Einkommen, da die Reederkosten stärker als der 
Wert der angelandeten Erzeugnisse und die ange- 


Dok. R/2795/72 (Agri 818) (Fin 750) vom 14. Dezember 
1972 
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landeten Mengen gestiegen sind. Der Rückgang der 
Einkommen liegt bei 30 bis 40 Vo. Diese Lage ist 
besonders schwerwiegend, wenn man die Arbeits- 
bedingungen der Seefischer (Arbeitszeiten von 10 
bis 17 Stunden täglich; kein bezahlter Urlaub, 
usw. . . .) berücksichtigt. 

Unter diesen Umständen ist verständlich, daß zur 
Zeit in verschiedenen Gebieten der Gemeinschaft 
Abwanderungen aus dem Beruf, eine Überalterung 
der Fischer und ein sehr fühlbarer Investitionsman- 
gel zu verzeichnen sind. Zwar ist diese Entwicklung 
an sich nicht wünschenswert, sie hat jedoch nicht nur 
negative Folgen. Die Überfischung der am stärksten 
befahrenen Fischgründe hat bereits zu einer Quo- 
tenregelung für zahlreiche Arten geführt und wird 
ohne Zweifel in bestimmten Gebieten einen Rück- 
gang der arbeitenden Fischer zur Folge haben. Um 
jedoch zu drastische Rückgänge zu vermeiden, und 
diese in ausreichender Anzahl aufrecht zu erhalten, 
sollte gleichzeitig eine Politik zur Modernisierung 
der Strukturen und zugunsten der Einstellung der 
Fischereitätigkeit geführt werden. 


IV. Ziele der Gemeinschaftsaktion und 
vorgeschlagenen Mittel 

A. Ziele der Gemeinschaftsaktion 

Die Ziele liegen im Rahmen derjenigen, die in Arti- 
kel 10 der Verordnung (EWG) Nr. 2141/70 des Rates 
vom 20. Oktober 1970 zur Einführung einer gemein- 
samen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft ange- 
sprochen werden. Insbesondere muß die Hauptauf- 
gabe der Aktivität der handwerklichen Küsten- 
fischerei sein fortzufahren, einen Teil der Versor- 
gung der Gemeinschaft mit Meereserzeugnissen 
sicherzustellen und dabei eine Überfischung der 
Fanggebiete zu vermeiden. 

Zu diesem Zweck erscheinen zwei Aktionsarten not- 
wendig zu sein: 

— eine fortschreitende Umstrukturierungsaktion für 
die Flotte, um ihr Produktionspotential im Hin- 
blick auf den wissenschaftlich höchsten empfohle- 
nen zulässigen Fangbetrag zu steuern, eine ent- 
sprechende Anpassung der an Land befindlichen 
Industrie und eine Entwicklungsaktion zur Auf- 
zucht von Fischen, Krebs- und Weichtieren, 

— eine gleichzeitige Aktion zur graduellen Redu- 
zierung dieses Produktionspotentials, die gleich- 
zeitig die Außerdienststellung einer bestimmten 
Anzahl von Fahrzeugen und die Einstellung der 
Fischereitätigkeit, die sich daraus ergibt, beinhal- 
tet. 

B. Mittel zur Verwirklichung der Zielsetzungen der 
Umstrukturierung 

i) Maßnahmen zur Entwicklung des Sektors 


Die Suche nach Mitteln zur Verwirklichung der 
Zielsetzungen kann durch die Schaffung einer 
Regelung erleichtert werden, die die Erstellung: 

— regionaler Mehrjahresprogramme; 

— von den Mitgliedstaaten ausgearbeiteter re- 
gionaler Entwicklungsaktionen; 

— von Vorhaben, die auf Initiative der von den 
Behörden ausgewählten Erzeugern erstellt 
werden und die in den Entwicklungsaktionen 
nach Maßgabe ihrer Bedeutung zwecks Ver- 
wirklichung des betreffenden Programms zu- 
sammengefaßt werden, 

versieht. 

Eine solche Regelung, die flexibel genug ist, um 
bei einer Politik der Strukturverbesserung an 
die Notwendigkeiten der verschiedenen Regio- 
nen der Gemeinschaft angepaßt werden zu kön- 
nen, kann außerdem auch bei der Prüfung der 
verschiedenen Elemente für ein gemeinsames 
Vorgehen, insbesondere der Mehrjahrespro- 
gramme, in einen von der Kommission und vom 
Ständigen Strukturausschuß für die Fischwirt- 
schaft geschaffenen globaleren Wirtschaftsrah- 
men eingeführt werden. 

Diese Programme dürfen nicht nur eine Beschrei- 
bung der derzeitigen Lage geben, sondern im 
Lichte der Nachfragemöglichkeiten und der Er- 
fordernisse des Schutzes der Fischbestände die 
anzustrebenden Produktionsziele angeben, und 
die Mittel, die hierfür einzusetzen sind. 

Die in jedem Programm vorzunehmende Schät- 
zung der optimalen Fangvolumen, d. h. des Ver- 
hältnisses zwischen der Kapazität der betreffen 
den Flotten und Fangmöglichkeiten, die die Fisch- 
bestände nicht beeinträchtigen, soll die Schaffung 
einer angemessenen Investitionspolitik, Haupt- 
ziel der vorgesehenen Gemeinschaftsaktion, er- 
möglichen. Da die Verwirklichung eines mehr- 
jährigen regionalen Umstrukturierungsprogramm 
der handwerklichen Küstenfischerei bedeutende 
Auswirkungen auf die sozialwirtschaftliche Lage 
des Gebietes hat, muß das genannte Programm 
gegebenenfalls unter Bezug auf das Entwick- 
lungsprogramm des betroffenen Gebiets die an- 
deren anzuwendenden Mittel bezeichnen, die des- 
sen Verwirklichung erleichtern und den genann- 
ten Auswirkungen begegnen. 

Sobald jedes Einzelprogramm von der Kommis- 
sion nach Stellungnahme des Ständigen Struktur- 
ausschuß für die Fischwirtschaft verabschiedet 
ist, kann der jeweilige Mitgliedstaat unter den 
ihm vorgelegten Vorhaben die für die Bildung 
von Entwicklungsaktionen geeigneten auswäh- 
len. Letztere stellen nämlich Planungsmaßnah- 
men dar, die der Kommission ein Urteil über den 
Wert der Einzelprojekte im koordinierten Wirt- 
Schaftszusammenhang ermöglichen. 
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Um einen optimalen Einsatz des Kapitals zu ge- 
währleisten, eiiipiiehit es sich, Entwicklungsmaß- 
nahmen, deren Einzelprojekte durch den EAGFL 
unterstützt werden sollen, auf Grundlage ge- 
meinschaftlicher Kriterien zu bewerten. Diese 
Kriterien sollen insbesondere dazu beitragen, 
die Erzeugung zu orientieren und die Qualität 
der Fischereierzeugnisse zu verbessern, die Inter- 
ventionsmaßnahmen flexibler zu gestalten und 
die Arbeits- und Sicherheitsbedingungen der be- 
troffenen Personen zu verbessern, und schließ- 
lich sowohl die Erfordernisse des Umweltschutzes 
wie die Interessen der Verbraucher zu beachten. 
Die Aktionen sollen vorrangig behandelt wer- 
den, deren Vorhaben zur Lösung von Schwierig- 
keiten beitragen, die sich aus der eventuellen 
Anpassung der Gemeinschaftsaktion, die auf- 
grund der Änderung des Seerechts notwendig 
geworden ist, ergeben, insbesondere von Schwie- 
rigkeiten in bezug auf die Einrichtung eines 
Fangquotensystems in dieser Aktion. 

Darüber hinaus haben auch die Aktionen für 
Gebiete und Zonen Vorrang zu deren Gunsten 
sich der Europäische Fonds für regionale Ent- 
wicklung gemäß Artikel 3 der Verordnung 
(EWG) Nr. 724/75 des Rates vom 18. März 1975 
über die Errichtung eines Europäischen Fonds 
für regionale Entwicklung beteiligen kann so- 
wie die Aktionen, die durch anerkannte Erzeu- 
gerorganisationen oder ihre Zusammenschlüsse 
verwirklicht werden. 

Es ist jedoch selbstverständlich, daß diese Priori- 
täten je nach ihrer Auswirkung auf die Verv/irk- 
lichung der Zielsetzung des mehrjährigen regio- 
nalen Programms aufgestellt werden, insbeson- 
dere je nach Lösung der Hauptprobleme, die sich 
in den betroffenen Gebieten, deren Fischerei- 
tätigkeit einen wirtschaftlichen Nachteil erleiden 
könnte, stellen oder stellen könnten. 

ln diesem Vorschlag werden bestimmte Mindest- 
kriterien festgesetzt, denen Investitionen zu ent- 
sprechen haben, die vom EAGFL finanziert wer- 
den sollen. In dieser Hinsicht ist insbesondere 
eine Mindestlänge von 12 m für die Wasser- 
linienlänge eines Fischereifahrzeuges, Trawlers, 
Fischdampfers oder polyvalenten Fahrzeuges 
festgesetzt worden, da man davon ausgeht, daß 
zu kleine Fahrzeuge dieser Art vom wirtschaft- 
lichen Gesichtspunkt für die Sicherheit der Mann- 
schaften keine Garantie bieten. Dagegen ist kei- 
nerlei Obergrenze vorgesehen, um die technische 
und wirtschaftliche Entwicklung dieser Produk- 
tionsmittel nicht zu beeinträchtigen. 

Diese Bemerkung gilt allerdings nicht für Schiffe, 
welche die sogenannte „Kleinfischerei“ betrei- 
ben, da diese sehr nah an der Küste und im all- 
gemeinen keine Schleppnetze oder Ringwaden 
benutzt. In letzterem Falle ist es allerdings 
zweckmäßig, Längenbegrenzungen festzusetzen, 


die eine enge Auswahl ziemlich vereinheitlichter 
Fahrzeuge schaffen, welche den Fang von Fisch 
besonderer Qualität mit Fangverfahren betrei- 
ben, die die Fischbestände nicht in Gefahr brin- 
gen. 

ii) Maßnahmen im Hinblick auf die Einstellung der 
Fischereitätigkeit 

In Fällen, wo die sich aus der Überfischung der 
herkömmlicherweise befahrenen Fanggründe und 
gegebenenfalls der Einführung von Fangquoten 
sowie aus der Meeresverschmutzung ergebenden 
Probleme die Vollbeschäftigung allen in der 
handwerklichen Küstenfischerei Tätigen in einem 
bestimmten Gebiet verhindern, sieht diese Ver- 
ordnung vor, daß die Mitgliedstaaten eine Re- 
gelung einführen, durch die die Einstellung der 
Fischereitätigkeit gefördert wird. 

Diese Regelung sieht in den in dieser Verord- 
nung vorgesehenen Grenzen ein System von 
Altersrente für Fischer, die die Fangtätigkeit 
einstellen und deren Alter in den festgesetzten 
Grenzen (55 bis 65 Jahre) liegt, sowie Abwrack- 
prämien für alte Fischereifahrzeuge vor. 

Es ist vorgesehen, daß der EAGFL den Mitglied- 
staaten einen Teil der Kosten erstattet, die für 
die Durchführung des Abbaus der Fischerei- 
tätigkeit entstehen, sofern die Notwendigkeit 
dieser Maßnahme in den von der Kommission 
verabschiedeten regionalen Mehrjahresprogram- 
men nachgewiesen ist. 


V. Bemerkungen zu den allgemeinen und 
finanziellen Bestimmungen. 

Bei der Übermittlung von Entwicklungsaktionen an 
die Kommission haben die Mitgliedstaaten Art und 
Höhe der finanziellen Beteiligung an deren Einzel- 
projekten zu präzisieren. Diese Beteiligung darf im 
Verhältnis zum EAGFL-Beitrag nicht unter einer 
bestimmten Schwelle liegen, damit zwischen der Be- 
teiligung der Mitgliedstaaten und der Beteiligung 
der Gemeinschaft ein Gleichgewicht besteht. 

Der EAGFL-Zuschuß ist in Form von Kapitalsubven- 
tionen für öffentliche, halböffentliche oder private 
Investition.svorhaben vorgesehen. Diese Subventio- 
nen können 25 v. H. der Kosten der durchgeführten 
Investition erreichen. Allerdings ist der EAGFL- 
Zuschuß für Forschungsprojekte in der Fischerei 
oder für Projekte für Berufsausbildung, welche durch 
die Begünstigten der materiellen Investitionsvor- 
haben, aus denen eine Entwicklungsaktion besteht, 
durchgeführt werden, auf 5 v. H. des für diese In- 
vestitionsvorhaben gewährten Beitrags begrenzt. 

10) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 21, März 1975 
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Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnah- 
men stellen eine gemeinsame Aktion im Sinne von 
Artikel 6 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 729/ 
70 dar, da sie zu der Verwirklichung der Ziele von 
Artikel 39 Absatz 1 Buchstabe a) des Vertrages bei- 
tragen. 

Die vorgesehene Dauer der EAGFL-Intervention 
beträgt 10 Jahre, 

Der Voranschlag für diese gemeinsame Aktion zu 
Lasten des EAGFL beträgt insgesamt 117 Millionen 
Rechnungseinheiten für die ersten fünf Jahre. Die 
Modalitäten für die Gewährung des Zuschusses las- 
sen sich in großen Zügen mit denen vergleichen, 
die zur Zeit für die Finanzierung von Vorhaben im 
Rahmen der Verordnung Nr. 17/64/EWG gelten. 
Um das gute Funktionieren des EAGFL zu erleich- 
tern und die Frist zwischen der Einreichung der Zu- 
schußanträge und der Entscheidung über die Ge- 
währung der Zuschüsse zu verkürzen, ist vorgese- 
hen, daß die Anträge der Kommission vor dem 
1. Juli einzureichen sind und die Kommission vor 
dem 30. Juni des darauffolgenden Jahres eine 
Grundsatzentscheidung trifft. 

Schließlich ist in dieser Verordnung eine Klausel 
vorgesehen, welche den Wiedereinzug der ausge- 
zahlten Beträge ermöglicht, falls der Begünstigte 
des FEOGA-Zuschusses die von ihm eingegangenen 
Verpflichtungen nicht erfüllt. 
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